
Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: FAWKES Kft.

Beklagte: Nemzeti Adó- és Vámhivatal Fellebbviteli Igazgatósága

Tenor

1. Art. 30 Abs. 2 Buchst. a und b der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften ist dahin auszulegen, dass sich die Zollbehörde eines Mitgliedstaats bei der Ermittlung des 
Zollwerts nach dieser Bestimmung darauf beschränken kann, die Informationen aus der von ihr beschickten und 
betriebenen nationalen Datenbank heranzuziehen, ohne dass sie Informationen von Zollbehörden anderer Mit
gliedstaaten oder von den Organen und Dienststellen der Europäischen Union einholen muss, sofern diese 
Informationen ausreichend sind. Ist dies nicht der Fall, bleibt die Möglichkeit der betreffenden Zollbehörde, Anfragen 
an andere Zollbehörden oder die genannten Organe oder Dienststellen zu richten, um zusätzliche Informationen für die 
Ermittlung des Zollwerts zu erhalten, unberührt.

2. Art. 30 Abs. 2 Buchst. a und b der Verordnung Nr. 2913/92 ist dahin auszulegen, dass die Zollbehörde eines 
Mitgliedstaats bei der Ermittlung des Zollwerts Transaktionswerte außer Acht lassen kann, die sich auf andere 
Transaktionen der die zolltarifliche Behandlung beantragenden Person beziehen, auch wenn diese Werte weder von 
dieser Zollbehörde noch von den Zollbehörden anderer Mitgliedstaaten beanstandet wurden. Dies setzt voraus, dass die 
Zollbehörde zum einen die Transaktionswerte von in diesen Mitgliedstaat erfolgten Einfuhren zuvor gemäß Art. 78 
Abs. 1 und 2 der Verordnung Nr. 2913/92 innerhalb der zeitlichen Grenzen von Art. 221 dieser Verordnung und gemäß 
dem in Art. 181a der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 mit Durchführungsvor
schriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften in der 
Fassung der Verordnung (EG) Nr. 3254/94 der Kommission vom 19. Dezember 1994 vorgesehenen Verfahren 
anzweifelt und sie zum anderen die Außerachtlassung der Transaktionswerte von in andere Mitgliedstaaten erfolgten 
Einfuhren gemäß Art. 6 Abs. 3 der Verordnung Nr. 2913/92 begründet sowie Umstände anführt, die sich auf die 
Plausibilität dieser Werte auswirken.

3. Der in Art. 30 Abs. 2 Buchst. a und b der Verordnung Nr. 2913/92 verwendete Begriff der Waren, die „zu demselben 
oder annähernd demselben Zeitpunkt“ wie die zu bewertenden Waren ausgeführt wurden, ist dahin auszulegen, dass sich 
die Zollbehörde bei der Ermittlung des Zollwerts nach dieser Bestimmung darauf beschränken kann, Angaben zu 
Transaktionswerten zu verwenden, die einen Zeitraum von 90 Tagen betreffen, davon je 45 Tage vor bzw. nach der 
zolltariflichen Behandlung der zu bewertenden Waren, sofern die während dieses Zeitraums in die Europäische Union 
erfolgten Ausfuhren von Waren, die gleich oder gleichartig sind wie die zu bewertenden Waren, die Ermittlung des 
Zollwerts der zu bewertenden Waren nach dieser Bestimmung ermöglichen.

(1) ABl. C 228 vom 14.6.2021

Beschluss des Gerichtshofs (Zehnte Kammer) vom 31. Mai 2022 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Tribunale di Firenze — Italien) — Strafverfahren gegen M.M.

(Rechtssache C-783/21) (1)

(Vorlage zur Vorabentscheidung – Art. 53 Abs. 2 der Verfahrensordnung des Gerichtshofs – Art. 267 
AEUV – Kein Rechtsstreit vor dem vorlegenden Gericht – Offensichtliche Unzulässigkeit des 

Vorabentscheidungsersuchens)

(2022/C 294/14)

Verfahrenssprache: Italienisch

Vorlegendes Gericht

Tribunale di Firenze

Parteien des Ausgangsverfahrens

M.M.
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Tenor

Das vom Tribunale di Firenze (Gericht Florenz, Italien) mit Entscheidung vom 11. November 2021 eingereichte 
Vorabentscheidungsersuchen ist offensichtlich unzulässig. 

(1) Eingangsdatum: 16.12.2021.

Beschluss des Präsidenten des Gerichtshofs vom 1. Juni 2022 (Vorabentscheidungsersuchen der 
Audiencia Provincial de Barcelona — Spanien) — JH, GK, FB, LR, TV, OS/Ryanair DAC

(Rechtssache C-126/22) (1)

(Luftverkehr — Verordnung [EG] Nr. 261/2004 – Annullierungen – Anderweitige Beförderung – 
Annullierung des Flugs infolge von Maßnahmen, die die spanische Regierung aufgrund der 

Covid-19-Pandemie getroffen hat – Von den Fluggästen organisierte anderweitige Beförderung – 
Anderweitige Beförderung durch eine Kombination von Beförderungsmitteln, die keine Luftbeförderung 

darstellen)

(2022/C 294/15)

Verfahrenssprache: Spanisch

Vorlegendes Gericht

Audiencia Provincial de Barcelona

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: JH, GK, FB, LR, TV, OS

Beklagte: Ryanair DAC

Tenor

Die Rechtssache C-126/22 wird im Register des Gerichtshofs gestrichen. 

(1) Eingangsdatum: 22.2.2022

Rechtsmittel, eingelegt am 18. Februar 2022 von der Republik Zypern gegen das Urteil des Gerichts 
(Zweite Kammer) vom 8. Dezember 2021 in der Rechtssache T-593/19, Zypern/EUIPO — Fontana 

Food (GRILLOUMI BURGER)

(Rechtssache C-120/22 P)

(2022/C 294/16)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Rechtsmittelführerin: Republik Zypern (vertreten durch V. Marsland, Solicitor, und Rechtsanwältin C. Milbradt)

Andere Parteien des Verfahrens: Amt der Europäischen Union für geistiges Eigentum (EUIPO), Fontana Food AB

Mit Beschluss vom 15. Juni 2022 hat der Gerichtshof (Kammer für die Zulassung von Rechtsmitteln) entschieden, dass das 
Rechtsmittel nicht zugelassen wird und die Republik Zypern ihre eigenen Kosten trägt. 
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